
 
 
 
 
 
 

Übersicht zu Ordnungswidrigkeiten und Bußgeldern nach 
dem Infektionsschutzgesetz im Zusammenhang mit der 

Corona-VO für Baden-Württemberg 
 

Stand 30.03.2020 
  



Hinweise: 
Die Regelsätze gelten für den Erstverstoß. Bei wiederholten Verstößen kann nach nach § 17 OWiG, § 

73 Abs. 2 IfSG eine Geldbuße von bis zu 25.000 Euro verhängt werden.  
Verstößt eine Handlung gegen mehrere Tatbestände, so ist das Bußgeld angemessen zu erhöhen. 

 

§ 3 Verbot des Aufenthalts im öffentlichen Raum, von 
Veranstaltungen und sonstigen Ansammlungen  
(1) Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist nur alleine, mit einer weiteren nicht im Haushalt 
lebenden Person oder im Kreis der Angehörigen des eigenen Haushalts gestattet. Zu an-deren 
Personen ist im öffentlichen Raum, wo immer möglich, ein Mindestabstand von 1,5 Metern 
einzuhalten.  

Verstoß 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz  

Aufenthalt im öffentlichen Raum mit mehr als 
der zugelassenen Personenanzahl  
Jede/r Beteiligte  
100 - 1.000 EUR 

(2) Außerhalb des öffentlichen Raums sind Veranstaltungen und sonstige Ansammlungen von 
jeweils mehr als fünf Personen vorbehaltlich des Selbstorganisationsrechts des Landtages und der 
Gebietskörperschaften verboten. Ausgenommen sind Veranstaltungen und sonstige 
Ansammlungen, wenn deren teilnehmende Personen  

1. in gerader Linie verwandt sind, wie beispielsweise Eltern, Großeltern, Kinder und Enkelkinder 
oder  

2. in häuslicher Gemeinschaft miteinander leben  

sowie deren Ehegatten, Lebenspartnerinnen oder Lebenspartner oder Partnerinnen oder Partner. 
Die Untersagung nach Satz 1 gilt namentlich für Zusammenkünfte in Vereinen, sonstigen Sport- und 
Freizeiteinrichtungen sowie öffentlichen und privaten Bildungseinrichtungen im außerschulischen 
Bereich.  

Verstoß 
 
 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Veranstaltungsteilnahme oder Teilnahme an 
Ansammlung außerhalb des öffentlichen Raums 
von jeweils mehr als fünf Personen vorbehaltlich 
der obigen Ausnahmen 
Teilnehmer/in 
250 -  1.000 EUR  

(6) Die zuständigen Behörden können aus wichtigem Grund unter Auflagen zum Schutz vor 
Infektionen Ausnahmen vom Verbot nach den Absätzen 1 und 2 zulassen. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn  

1. Versammlungen und sonstige Veranstaltungen der Aufrechterhaltung der kritischen Infrastruktur 
im Sinne von § 1 Absatz 6 dienen oder  

2. es sich um gesetzlich vorgeschriebene Veranstaltungen handelt und eine Verlegung des Termins 
nicht möglich ist.  

Verstoß 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Nichteinhaltung der Infektionsschutzauflagen 
Veranstalter, bei jur. Pers. Geschäftsführung u.ä. 
500 – 1.500 EUR 



 

§ 3 a Reiseverbote bei ausländischen Risikogebieten 
(1) Fahrten und Reisen aus einem Risikogebiet im Ausland nach RKI-Klassifizierung in das Gebiet 
oder durch das Gebiet des Landes Baden-Württemberg sind mit Ausnahme der Fahrten zur 
Arbeitsstelle, zum Tätigkeits- oder Beschäftigungsort, zum Wohnsitz oder zum Bestimmungs- oder 
Ausgangsort einer Warenlieferung sowie in besonders begründeten Härtefällen aus privaten 
Gründen (z.B. familiärer Todesfall) verboten.  

(2) Es sind nur solche Fahrten gestattet, die bei vernünftiger Betrachtung geeignet sind, die 
Arbeitsstelle, den Tätigkeits- oder Beschäftigungsort, den Wohnsitz oder den Bestimmungs- oder 
Ausgangsort einer Warenlieferung möglichst schnell und sicher zu erreichen. Unterbrechungen der 
Fahrten, insbesondere zu Einkaufs- oder Freizeitzwecken, sind untersagt.  

Verstoß 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Verstoß gegen § 3 a Abs. 1 und 2: 
Nichteinhaltung von Fahr- und Reiseverboten 
Fahrender/Reisender 
250 – 1.000 EUR  

(3) Bei Fahrten zur Arbeitsstelle, zum Tätigkeits- oder Beschäftigungsort ist die ausgefüllte und 
unterschriebene Pendlerbescheinigung der Bundespolizei oder der ausgefüllte Berechtigungsschein 
des Landes Baden-Württemberg zur Einreise in die Bundesrepublik Deutschland zum Zwecke der 
Berufsausübung mitzuführen, bei Fahrten mit einem Kraft-fahrzeug ist die Pendlerbescheinigung 
oder der Berechtigungsschein gut sichtbar hinter der Frontscheibe auszulegen.  

Verstoß 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Nichtmitführen der Pendlerbescheinigung 
Fahrender/Reisender 
100 – 500 EUR 

 

 

§ 4 Schließung von Einrichtungen  
(1) Der Betrieb folgender Einrichtungen wird bis zum 19. April 2020 untersagt:  

1. Kultureinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Museen, Theater, Schauspielhäuser, 
Freilichttheater,  

2. Bildungseinrichtungen jeglicher Art, insbesondere Akademien, Fortbildungseinrichtungen, 
Volkshochschulen, Musikschulen und Jugendkunstschulen,  

3. Kinos,  

4. Schwimm- und Hallenbäder, Thermal- und Spaßbäder, Saunen,  

5. alle öffentlichen und privaten Sportanlagen und Sportstätten, insbesondere Fitness-studios sowie 
Tanzschulen, und ähnliche Einrichtungen,  

6. Jugendhäuser,  

7. öffentliche Bibliotheken,  

8. Vergnügungsstätten, insbesondere Spielhallen, Spielbanken, Wettvermittlungsstellen,  



9. Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnliche Einrichtungen,  

10. Gaststätten und ähnliche Einrichtungen wie Cafés, Eisdielen, Bars, Shisha-Bars, Clubs, 
Diskotheken und Kneipen,  

11. Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und Anbieter von Freizeitaktivitäten (auch 
außerhalb geschlossener Räume), Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen,  

12. alle weiteren Verkaufsstellen des Einzelhandels, die nicht zu den in Absatz 3 genannten 
Einrichtungen gehören, insbesondere Outlet-Center,  

13. öffentliche Spiel- und Bolzplätze,  

14. Frisöre, Tattoo-/Piercing-Studios, Massagestudios, Kosmetikstudios, Nagelstudios, Studios für 
kosmetische Fußpflege sowie Sonnenstudios,  

15. Beherbergungsbetriebe, Campingplätze und Wohnmobilstellplätze; eine Beherbergung darf 
ausnahmsweise zu geschäftlichen, dienstlichen oder, in besonderen Härte-fällen, zu privaten 
Zwecken erfolgen und  

16. Betrieb von Reisebussen im touristischen Verkehr.  

Verstoß 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Betrieb einer der obigen Einrichtungen 
Person, die über Öffnung entscheidet 
2.500 – 5.000 EUR 

(2) Das Sozialministerium wird gemäß § 32 Satz 2 IfSG ermächtigt, durch Rechtsverordnung den 
Betrieb weiterer Einrichtungen zu untersagen oder den Betrieb von der Einhaltung von Auflagen 
abhängig zu machen.  

Verstoß 
 
 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Betrieb einer gem. § 4 Abs. 2 i.V.m. einer 
Verordnung des Sozialministeriums untersagten 
Einrichtung bzw. Nichteinhalten von Auflagen für 
den Einrichtungsbetrieb  
Person, die über Öffnung entscheidet 
2.500 – 5.000 EUR  

(3) Von der Untersagung nach Absatz 1 sind ausgenommen:  

1. der Einzelhandel für Lebensmittel und Getränke einschließlich Bäckereien, Metzge-reien mit 
Ausnahme von reinen Wein- und Spirituosenhandlungen,  

2. Wochenmärkte und Hofläden,  

3. Abhol- und Lieferdienste einschließlich solche des Online-Handels,  

4. Außer-Haus-Verkauf von Gaststätten,  

4a. Kantinen für Betriebsangehörige oder Angehörige öffentlicher Einrichtungen, wobei § 1 Absatz 4 
Satz 5 entsprechende Anwendung findet,  

5. Ausgabestellen der Tafeln,  

6. Apotheken, Drogerien, Sanitätshäuser, Hörgeräteakustiker, Optiker und Praxen für die 
medizinische Fußpflege,  

6a. Einzelhändler für Gase, insbesondere für medizinische Gase,  



7. Tankstellen,  

8. Banken und Sparkassen sowie Servicestellen von Telekommunikationsunternehmen,  

9. Reinigungen und Waschsalons,  

9a. Einrichtungen des Polizeivollzugsdienstes, die zu Übungs- und Ausbildungszwecken sowie zur 
Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs erforderlich sind,  

10. der Zeitschriften- und Zeitungsverkauf,  

11. Raiffeisenmärkte und Landhandel,  

12. Verkaufsstätten für Bau-, Gartenbau- und Tierbedarf und  

13. der Großhandel.  

Wenn Mischsortimente angeboten werden, dürfen Sortimentsteile, deren Verkauf nicht nach Satz 1 
gestattet ist, verkauft werden, wenn der erlaubte Sortimentsteil überwiegt; die-se Stellen dürfen 
dann alle Sortimente vertreiben, die sie gewöhnlich auch verkaufen. Wenn bei einer Stelle der 
verbotene Teil des Sortiments überwiegt, darf der erlaubte Teil allein weiter verkauft werden, wenn 
eine räumliche Abtrennung möglich ist. Die Öffnung ist an allen Sonn- und Feiertagen beschränkt 
auf den Zeitraum von 12 bis 18 Uhr zulässig, sofern eine Öffnung der jeweiligen Einrichtungen an 
Sonn- und Feiertagen nicht ohnehin schon nach sonstigen Vorschriften zulässig ist. Die Öffnung von 
Einkaufszentren und Kaufhäusern ist nur für die in Satz 1 genannten Ausnahmen erlaubt. Das 
Wirtschaftsministerium wird ermächtigt, dazu Auflagen festzulegen.  

Verstoß 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Verstoß gegen Mischsortimentsregelungen 
Person, die über Öffnung entscheidet 
200 – 4.000 EUR  

(3a) Poststellen und Paketdienste dürfen abweichend von Absätzen 1 bis 3 ihren Betrieb 
aufrechterhalten. Wird die Poststelle oder der Paketdienst zusammen mit einer nach Ab-satz 1 
untersagten Einrichtung betrieben, darf diese, mit Ausnahme von für den Brief- und Paketversand 
erforderlichen Nebenleistungen, nicht betrieben werden, wenn die mit dem Betrieb der Poststelle 
oder dem Paketdienst erwirtschafteten Umsätze einschließlich Nebenleistungen im Vergleich zu 
denen, die durch den Verkauf des Sortiments der unter-sagten Einrichtung erwirtschaftet werden, 
eine untergeordnete Rolle spielen; keinesfalls dürfen zusätzlich zu Poststellen oder Paketdiensten 
Einrichtungen gemäß Absatz 1 Nummern 9 und 14 betrieben werden.  

Verstoß 
 
 
 
 
 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Betreiben einer gem. § 4 Abs. 1 und 2 
untersagten Einrichtung, die mit einer Post- oder 
Paketstelle betrieben wird, wenn der 
erwirtschaftete Umsatz der Post- oder 
Paketstelle eine untergeordnete Rolle spielt. Für 
den Brief- und Paketversand erforderliche 
Nebenleistungen sind ausgenommen. 
Person, die über Öffnung entscheidet 
2500 – 5.000 EUR  

(5) Sofern eine Tätigkeit oder der Betrieb einer Einrichtung nach den Absätzen 3 bis 4 zu-lässig ist, 
haben die Betriebe und Einrichtungen mit Kundenverkehr in geschlossenen Räumen darauf 
hinzuwirken, dass im Rahmen der örtlichen Gegebenheiten der Zutritt gesteuert und 
Warteschlangen vermieden werden. Insbesondere ist darauf hinzuwirken, dass ein Abstand von 
möglichst 2 Metern, mindestens 1,5 Metern zwischen Personen eingehalten wird, sofern keine 
geeigneten Trennvorrichtungen vorhanden sind. Von den Vorgaben des Mindestabstands sind 



solche Tätigkeiten ausgenommen, bei denen eine engere körperliche Nähe nicht zu vermeiden ist, 
insbesondere solche im Zusammenhang mit der Er-bringung von Heil- und Hilfsmitteln und 
Pflegehilfsmitteln, der Erbringung ärztlicher, zahn-ärztlicher, psychotherapeutischer, pflegerischer 
und sonstiger Tätigkeiten der Gesundheitsversorgung und Pflege im Sinne des Fünften und des 
Elften Buchs Sozialgesetzbuchs sowie der Erbringung von Assistenzleistungen im Sinne des Neunten 
Buchs Sozialgesetz-buchs einschließlich der Ermöglichung von Blutspenden.  

Verstoß 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Nichteinhaltung der Infektionsschutzvorgaben 
Betreiber 
250 – 1.000 EUR  

 

§ 6 Maßnahmen zum Schutz besonders gefährdeter Personen 
(1) Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 3 bis 5 IfSG sowie teilstationäre 
Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf oder mit Behinderungen 
einschließlich Kurzzeitpflege dürfen grundsätzlich nicht mehr zu Besuchszwecken betreten werden. 
Über den Zugang zu  

1. Fachkrankenhäusern für Psychiatrie mit Ausnahme der Fachkrankenhäuser für 
Gerontopsychiatrie,  

2. psychosomatischen Fachkrankenhäusern sowie  

3. kinder- und jugendpsychiatrischen Fachkrankenhäusern,  

jeweils einschließlich der zugehörigen Tageskliniken, entscheidet die Leitung der jeweiligen 
Einrichtung.  

(2) Stationäre Einrichtungen für Menschen mit Pflege- und Unterstützungsbedarf oder mit 
Behinderungen sowie von einem Anbieter verantwortete ambulant betreute Wohngemeinschaften 
nach dem Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz dürfen nicht mehr zu Besuchszwecken betreten 
werden. Die Einrichtungen können den Zutritt zu Besuchszwecken erlauben, wenn geeignete 
Maßnahmen zum Schutz vor Infektionen getroffen werden können.  

Verstoß 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Zutritt zu einer oben genannten Einrichtung 
trotz Zutrittverbots 
Besucher der Einrichtung 
250 – 1.500 EUR  

(4) Den in § 7 genannten Personen ist der Zutritt zu den in Absatz 1 und 2 genannten Einrichtungen 
untersagt. Wenn diese Personen eine Einrichtung zum Zweck der Behandlung oder Aufnahme 
betreten wollen, ist vorab das Einverständnis der Einrichtung einzuholen. Ausnahmen von Satz 2 
dürfen nur in Notfällen gemacht werden. Soweit möglich, sind auch in diesen Fällen Maßnahmen 
zum Schutz vor Infektionen zu ergreifen.  

Verstoß 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Zutritt durch Personen mit erhöhten 
Infektionsrisiko trotz Zutrittsverbots 
Besucher der Einrichtung  
500 – 2.000 EUR  

(7) Betreuungs- und Unterstützungsangebote im Vor- und Umfeld von Pflege werden, so-weit sie als 
Gruppenangebote durchgeführt werden, aufgrund einer erhöhten Ansteckungsgefahr, insbesondere 



für die besonders betroffenen vulnerablen Gruppen, einstweilen eingestellt. Zu den nach Satz 1 
eingestellten Angeboten zählen insbesondere:  

1. Angebote nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Elften Buchs Sozialgesetzbuch (SGB XI) in 
Verbindung mit § 6 Absatz 1 der Unterstützungsangebote-Verordnung (UstA-VO) wie  

a) Betreuungsgruppen (für Personen mit überwiegend kognitiven Einschränkungen, z.B. demenziell 
erkrankte pflegebedürftige Menschen) und  

b) Angebote zur Unterstützung im Alltag wie Freizeitausfahrten für behinderte und pflegebedürftige 
Menschen;  

2. Initiativen des Ehrenamtes nach § 45c Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB XI in Verbindung mit § 7 
UstA-VO, soweit sie als Gruppenveranstaltung angelegt sind, und  

3. Angebote der Selbsthilfe nach § 45d SGB XI in Verbindung mit § 8 UstA-VO.  

Verstoß 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Durchführung von Gruppenangeboten im Vor- 
und Umfeld von Pflege  
Veranstalter  
250 – 1.000 EUR  

§ 7 Betretungsverbote 
In den in § 1 Absatz 1 und § 2 Absatz 1 genannten Einrichtungen gilt, soweit deren Betrieb nicht 
gänzlich eingestellt wird, ein generelles Betretungsverbot für Personen, die sich in den letzten 14 
Tagen in Risikogebieten im Ausland oder besonders betroffenen Regionen im Inland nach RKI-
Klassifizierung aufgehalten haben, die Kontakt zu einer infizierten Person hatten oder die Symptome 
eines Atemwegsinfekts oder erhöhte Temperatur zeigen. 

Verstoß 
 
Adressat des Bußgeldbescheids 
Regelsatz 

Zutritt durch Personen mit erhöhten 
Infektionsrisiko trotz Zugangsverbot  
Peron, die die Einrichtung betritt 
250 – 1.000 EUR  
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